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l. Planungsrechtliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung (8 9 (1) Nr. 1 BauGB)

Fir das Plangebiet ist als Art der baulichen Nutzung "Allgemeines Wohngebiet” (WA)
mit drei Ordnungsbereichen (WA 1, WA 2 und WA 3) gemal3 8 4 BauNVO und Misch-
gebiet (MI) mit zwei Ordnungsbereichen (Ml 1 und MI 2) gemaR & 6 BauNVO festge-
setzt.

Zulassigkeiten - Ausnahmen (8 1 (5, 6 und 9) BauNVO)
Die in § 4 (3) BauNVO ausnahmsweise zuldssigen Gartenbaubetriebe (Nr. 4) und Tank-
stellen (Nr. 5) sind nicht Bestandteil des Bebauungsplans (8 1 (6) Nr. 1 BauNVO).

Die in &8 6 (2) BauNVO =zulassigen Gartenbaubetriebe (Nr. 6), Tankstellen (Nr. 7) und
Vergnigungsstatten (Nr. 8) sind nicht Bestandteil des Bebauungsplans (8§ 1 (b)
BauNVO). Die in 8 6 (3) BauNVO ausnahmsweise zuldssigen Vergniigungsstatten sind
nicht Bestandteil des Bebauungsplans (8§ 1 (6) Nr. 1 BauNVO).

Bordelle und bordelldhnliche Betriebe sind gemaR § 1 (5) und (9) BauNVO im Plangebiet
nicht zulassig.

2. MaR der baulichen Nutzung (8 9 (1) Nr. 1 BauGB und &8 16 BauNVO)
Grundflachenzahl (GRZ), Geschossflachenzahl (GFZ),
Zahl der Vollgeschosse, Hohe baulicher Anlagen

In den Ordnungsbereichen werden

e die Grundflachenzahl (GRZ),

e die Geschossflachenzahl (GFZ) als Héchstmal3,

e die Zahl der Vollgeschosse als Hochstmal,

e sowie die Hohe baulicher Anlagen als Firsthéhe in Metern als Hochstmal3
wie folgt festgesetzt:

2. Dachgestaltung (8 88 (1) Nr. 1 LBauO)
(1) Dachform und Dachneigung

Es ist nur das geneigte Dach als Sattel-, Walm-, Krippelwalm-, Mansard- und versetztes
Pultdach zuldssig mit einer Dachneigung von 15° bis 40°. Wintergarten als Teile des
Hauptgebaudes bis zu einer GréRe von je 30 m? sind mit einer Dachneigung von 0° bis
40° zulassig; die Gesamtflache der abweichenden Dachneigungen darf 1/10 der Grund-
flache des Hauptgebdudes nicht Uberschreiten; Nebenanlagen nach § 14 (1) BauNVO
sind ebenfalls mit einer Dachneigung von 0° bis 40° zulassig. Dachterrassen bis zu
einer GroRe von 30 m? sind zulassig; sie dirfen maximal 1/10 der Grundflache des Ge-
baudes in Anspruch nehmen.

(2) Dacheindeckung

Im Geltungsbereich darf die Dacheindeckung nur dunkelfarbig (anthrazit und dunkel-
braun; RAL-Farben 5004, 5026, 7012, 7013, 7015, 7016, 7021, 7024, 7026, 8019,
8022) ausgefiihrt werden. Die Dacheindeckung ist in Form, GrélRe und Farbe an die im
Ortsbild von Lautzenhausen vorhandene Eindeckung, wie beispielsweise Schiefer und
Pfannen, anzupassen. Zusétzlich sind Metalleindeckungen, wie beispielsweise Zink-
Stehfalz, Photovoltaik- und Solaranlagen sowie Dachbegriinungen zuldssig. Fir Winter-
garten als Teile des Hauptgebdudes bis zu einer GrélRe von je 30 m? sind auch Glas-
dacher zuléassig.

(3) Dachaufbauten

Ordnungsbereich GRZ GFZ Zahl d. Vollgeschosse Firsthéhe in Meter
MI 1 0,6 1,2 Il 12,00
MI 2 0,6 1,2 Il 12,00
WA 1 0,4 0,8 Il 10,00
WA 2 0,4 0,8 Il 12,00
WA 3 0,6 1,2 Il 12,00

Oberer Bezugspunkt
Die Firsthohe ist der hochste Punkt des Gebaudes (aufl3er Antennen, Schornsteine und
Photovoltaik- oder Solaranlagen).

Unterer Bezugspunkt

Als unterer Bezugspunkt gilt die grundstlicksseitige StralRenoberkante der jeweiligen Er-
schlieBungsstralRe (,Hauptstrae”, ,Auf der Hurt”, ,Birkenweg”, ,Wasserweg”,
~Blchenbeurener StralRe”) in der Mitte der Grenze des Baugrundstiicks zur erschlieRen-
den 6ffentlichen StraRenverkehrsflache.

Baugrundstiick

Baugrundstiick

ErschlieBungsstrafe

Baugrundstiick

ErschlieBungsstrae ErschlieBungsstraRe

Beispiele unterer Hohenbezugspunkt

3. Bauweise (8 9 (1) Nr. 2 BauGB und & 22 BauNVO)

Im Ordnungsbereich MI 1 wird die abweichende Bauweise (a) festgesetzt: Gebaude sind
ohne Grenzabstand auf bis zu zwei Grundstiicksgrenzen zulassig. Im Ubrigen gilt die offene
Bauweise.

Es sind Einzel- und Doppelhduser sowie Hausgruppen zulassig. Im Ordnungsbereich Ml 2
und im WA-Gebiet wird die offene Bauweise (o) festgesetzt. Es sind Einzel- und Doppel-
hauser zulassig.

4. Flachen fiir Nebenanlagen, Stellplatze und Garagen (8 9 (1) Nr. 2 BauGB
und 88 12 (6), 14 und 23 (5) BauNVO)

Uberirdische Nebenanlagen gemaR §& 14 BauNVO, Garagen und (berdachte Stellplatze
gemalR § 12 BauNVO sind nur innerhalb der Baugrenzen zul&ssig.

Im Allgemeinen Wohngebiet (WA 1, WA 2, WA 3) dirfen Nebenanlagen ein Volumen
von 50 m® umbautem Raum sowie eine Héhe von 3,5 m Gber dem naturlichen Gelande
nicht Gberschreiten. Das natlirliche Geldnde ergibt sich anhand der in der Planurkunde
dargestellten Héhenlinien und durch Interpolation.

5. Versorgungsflachen, einschlieRlich der Flachen fiir Anlagen und Einrich-
tungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder
Speicherung von Strom, Warme oder Kalte aus erneuerbaren Energien oder
Kraft-Warme-Kopplung (8 9 (1) Nr. 12 BauGB)

Versorgungsflache, Zweckbestimmung ,, Strom”
Gemal3 der Planurkunde wird eine Versorgungsflache mit der Zweckbestimmung
~Strom” festgesetzt.

6. Bindungen fiir Bepflanzungen und fiir die Erhaltung von Baumen, Strauchern
und sonstigen Bepflanzungen (8 9 (1) Nr. 25b BauGB)

Der gemaR Planzeichen 13.2.2 (PlanZV) festgesetzte Baum ist zu erhalten und im Falle
eines Abgangs in der nachsten Pflanzperiode (Winterhalbjahr) zu ersetzen.

Il. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen
(8 9 (4) BauGB i.V.m. 8 88 (6) LBauO

1. AuRere Gestaltung baulicher Anlagen (& 88 (1) Nr. 1 LBauO)

Die Fassaden sind in ortstblichen Materialien wie Mauerwerk, Holz, Putz oder Stein aus-
zufUhren. Verkleidungen mit Schiefer, Metall, Faserzementplatten und Keramische Plat-
ten sind zulassig. Bei der Gestaltung der AuRenflachen der Gebaude sind hochgldnzende
und spiegelnde Fassadenanstriche sowie hochglanzende und spiegelnde Metall- und
Kunststoffteile unzuldssig.

Einzelne Dachaufbauten (z.B. Gauben, Zwerchhéauser, traufdurchstolRende Erker) dirfen
maximal 1/3 der Trauflange der jeweiligen Gebdudewand in Anspruch nehmen. Die
Summe ihrer Breiten darf 1/2 der Trauflange nicht Uberschreiten. Von den Giebelwéanden
ist ein Abstand von mindestens 1,50 m einzuhalten.

3. Werbeanlagen (8 88 (1) Nr. 1 und 2 LBauO)

(1) Werbeanlagen sind nur an der Statte der Leistung zuldssig. Werbeanlagen missen
sich nach Umfang und GroRe den Gebduden, an denen sie angebracht sind, unterord-
nen. Sie durfen wesentliche Bauglieder wie z.B. Portale, Fenster mit Fassungen und
Gewande, Gesimse und Friese etc. oder die Fassadengliederung nicht verdecken und
Uberschneiden.

(2) Die GréRRe der Werbeanlagen darf im Mischgebiet maximal 10 % und im allgemeinen
Wohngebiet maximal 5 % der jeweiligen Fassadenflache betragen. Im Mischgebiet sind
Werbeanlagen bei flacher Wandmontage bis zu einer Hohe von hdéchstens 0,6 m und im

allgemeinen Wohngebiet bis zu einer Hohe von 0,40 m zuldssig. Die Tiefe der Werbe-
anlagen darf im gesamten Plangebiet maximal 0,25 m betragen. Auskragende Werbe-
anlagen sind bis zu einer Breite von maximal 1,00 m, einer Hohe im Mischgebiet von
maximal 0,60 m und im allgemeinen Wohngebiet von maximal 0,40 m und einer Tiefe
von maximal 0,25 m im gesamten Plangebiet zuldssig. Im Mischgebiet dirfen Werbe-
anlagen an bis zu zwei Fassaden eines Gebdudes angebracht werden. Sie sind an maxi-
mal zwei Gebauden pro Grundstiick zuldssig. Im allgemeinen Wohngebiet diirfen Werbe-
anlagen nur an einer Fassade angebracht werden. Pro Geb&ude ist im allgemeinen
Wohngebiet nur eine Werbeanlage zulassig.

(3) Werbeanlagen dirfen an Gebauden nur unterhalb der niedrigsten tatsachlich vorhan-
denen oder geplanten Traufhdéhe der Gebdude bzw. geplanten Gebauden, an denen sie
tatsachlich befestigt werden, angebracht werden. Werbeanlagen auf Dachflachen sind,
ebenso wie Uber dem First und auf Dachflachen aufgestanderte Werbeanlagen, nicht
zulassig. Werbeanlagen auf Dachflachen unterhalb der niedrigsten tatsachlichen Trauf-
héhe sind unzulassig. Werbeanlagen dirfen nur feststehend, nicht reflektierend, nicht
blinkend oder blinkend angestrahlt, nicht mit Intervallschaltung und nicht blendend be-
trieben werden.

(4) Sonstige (freistehende) Werbeanlagen dirfen nur innerhalb der Gberbaubaren Flache
zu den jeweiligen Einrichtungen errichtet werden und eine Hoéhe von 2,50 m Uber vor-
handener Gelandeoberflache nicht (berschreiten. Die GroRe von freistehenden Werbe-
anlagen mit einer einseitigen Werbeflache darf in der Summe pro Grundstiick maximal
5 m? umfassen. Die GroRe von freistehenden Werbeanlagen mit mehrseitigen Werbe-
flachen darf in der Summe pro Grundstiick maximal 10 m? umfassen.

(5) Fahnenmasten fir Werbung sind im Mischgebiet bis zu einer Gesamthdhe von
7,50 m Gber dem Boden zulissig. Die GréRe einzelner Fahnen darf maximal 5 m? be-
tragen, wobei die Flachen der Vorder- und Rickseite nicht zusammengezahlt werden. Es
sind maximal 3 Fahnenmasten pro Grundstlick zuldssig. Werbemasten mit Leuchtre-
klame dirfen im Mischgebiet ebenso eine Hohe von 7,50 m nicht Gberschreiten. Die
GroRe einzelner Werbeflaichen der Werbemasten darf maximal 2 m? betragen, wobei die
Flachen der Vorder- und Riickseite nicht zusammengezéhlt werden. Es ist maximal ein
Werbemast pro Grundstiick zuldssig. Im allgemeinen Wohngebiet sind Fahnen- und Wer-
bemasten unzulassig.

4. Stellplatze (8 88 (1) Nr. 1 und 3 LBauO)

(1) Stellplatzflachen ab 5 Stellplatzen in Vorgarten und entlang der 6ffentlichen Ver-
kehrsflachen sind mit einer héchstens 1,20 m hohen Bepflanzung zur StraRe hin abzu-
schirmen.

(2) GroRere Parkflachen (ab 5 Stellplatzen) sind durch Baume 1. oder 2. GroRenordnung
mit einem Baum je 4 Stellplatze zu gliedern.

(3) Bei der Schaffung von Stellplatzen oder Garagen an o6ffentlichen Stralen dirfen
offentliche Stellplatze nicht verloren gehen.

(4) Ab 5 Stellplatzen bzw. Garagen ist vom Bauherrn eine geblindelte Ein- bzw. Ausfahrt
zu erstellen.

(5) Garagen dirfen nur mit Satteldach, Pultdach oder begriintem Flachdach errichtet
werden; Freistehende Garagen dirfen nur mit Satteldach errichtet werden; Wellblech-
garagen sind unzulassig. Die Festsetzung 1.2 Nr. 2 ohne den letzten Satz gilt auch fir
Garagen und Uberdachte Stellplatze (Carports).

(6) Fir Abweichungen von diesen Satzungsbestimmungen gilt 8 88 (7) in Verbindung
mit 8§ 69 LBauO.

5. Gestaltung nicht iiberbauter Flachen bebauter Grundstiicke
(8 88 (1) Nr. 3 LBauO)

Die nicht tberbauten Flachen bebauter Grundstlicke sind, mit Ausnahme der Zugange,
Einfahrten, Stell- und Lagerplatze sowie Traufstreifen, dauerhaft zu bepflanzen und in
Form von Rasen, Wiese, Stauden, Strauchern und Bdumen bzw. Geho6lze zu unterhalten.
Es ist eine ununterbrochene belebte Bodenzone sicherzustellen.

6. Einfriedungen (8 88 (1) Nr. 3 LBauO)

Einfriedungen der Grundstiicke sind auf den an die ErschlieRungsstrallen angrenzenden
Seiten als transparente Metall- oder Holzzdune mit senkrechter Gliederung oder als
Hecken bis zu einer H6he von maximal 1,20 m zuldssig. Mauern mit einer Héhe bis zu
0,50 m sind ebenfalls als Einfriedungsart zuldssig. Die Hohenfestsetzungen dieses Ab-
satzes beziehen sich auf das angrenzende StraRenniveau (Gradiente).

An allen anderen Seiten regelt sich die Einfriedung nach der LBauO.

HINWEISE

Nutzung des Oberflichenwassers

Zum Schutz des Wasserhaushaltes im Sinne des § 1 (5) Ziff. 7 BauGB wird empfohlen,
das unbelastete Regenwasser dezentral in Zisternen zu sammeln und als Brauchwasser
(z.B. Gartenbewésserung, Toilettenspuiilung) zu verwenden.

Baugrunduntersuchungen

Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsatzlich die einschlagigen Regelwerke (u.a. DIN
4020 Geotechnische Untersuchungen fiir bautechnische Zwecke, DIN EN 1997-1 und -2
Entwurf, Berechnung und Bemessung in der Geotechnik sowie DIN 1054 Baugrund -
Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau - Erganzende Regelungen zu DIN EN 1997-
1) zu berlicksichtigen. Fir Neubauvorhaben oder gréRere An- und Umbauten (insbeson-
dere mit Lastédnderung) werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen und die Einbe-
ziehung eines Baugrundberaters bzw. Geotechnikers vorgeschlagen.

Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu be-
ricksichtigen.

MaRnahmen zum Bodenschutz

Der Oberboden sowie der kulturfahige Unterboden sollten entsprechend DIN 18915 ge-
sichert werden. Die Uberdeckung des Bodens mit sterilem Erdreich ist nicht gew(inscht.
Gemaf DIN 18300 sollte anfallender Oberboden getrennt von anderen Bodenarten gela-
gert und vor Verdichtung geschiitzt werden, um eine Schadigung weitgehend zu ver-
meiden.

Anfallender Erdaushub hat, getrennt nach Ober- und Unterboden, nach Mdglichkeit im
Baugebiet zu verbleiben und ist dort wieder zu verwenden bzw. einzubauen (land-
schaftsgestalterische MalRnahmen usw.).

Denkmalschutz

Bekanntgabe des Erdbaubeginns

Der Vorhabentrager ist auf die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflicht (§ 16-21
DSchG RLP) hinzuweisen. Der Baubeginn ist mindestens 2 Wochen vorher per E-Mail
Uber landesarchéologie-koblenz@gdke.rlp.de oder telefonisch unter 0261 6675 3000
anzuzeigen. Weiterhin sind der Vorhabentrager wie auch die ortlich eingesetzten Firmen
darlber zu unterrichten, dass ungenehmigte sowie unangemeldete Erd- und Bauarbeiten
in Bereichen, in denen archaologische Denkmaler vermutet werden, nach § 33 (1) Nr.
13 DSchG RLP ordnungswidrig sind und mit GeldbuRen bis zu 125.000 EUR geahndet
werden kénnen (8 33 (2) DSchG RLP).

Artenschutz

Zur Vermeidung der Betroffenheit von besonders geschiitzten Arten gemal den Verbots-
tatbestdnden nach 8 44 BNatSchG sind Gehdlzrodungen und Baufeldraumung nur aul3er-
halb der Brutzeiten gemaR den Zeitvorgaben in 8 39 (5) BNatSchG (zwischen 01.
Oktober und 28/29. Februar) durchzufiihren.

Der Bauherr/die Bauherrin darf nicht gegen die im Bundes- und Landesnaturschutzgesetz
geregelten Verbote zum Artenschutz verstolR3en, die unter anderem flr alle europaisch
geschitzten Arten gelten (z.B. fur alle einheimischen Vogelarten, alle Fledermausarten,
Zaun- und Mauereidechse). Nach 844 (1) BNatSchG ist es u.a. verboten, Tiere dieser
Arten zu verletzen oder zu toten, sie erheblich zu stéren oder ihre Fortpflanzungs- und
Ruhestatten zu beschadigen oder zu zerstéren. Auf 824 (3) LNatSchG wird hingewiesen
(notwendige Voruntersuchung rickzubauender Bestandsgebaude). Bei
Zuwiderhandlungen drohen die BuRRgeld- und Strafvorschriften der §869 ff. BNatSchG.

Blendbeeintrachtigung durch Photovoltaik- oder Solaranlagen

Im Hinblick auf eine mogliche Anbringung von Anlagen zur Gewinnung regenerativer
Energien auf den Dachflachen ist seitens der Bauherrenschaft in eigener Zustandigkeit
der Gewabhrleistungsnachweis zu flihren, dass bei allen Sonnenstdnden eine
Blendbeeintrachtigung des flieRenden Verkehrs im Zuge der umliegenden klassifizierten
StralRen ausgeschlossen ist.

Bauschutzbereich des Verkehrsflughafens Frankfurt-Hahn
Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Bauschutzbereiches des Verkehrsflughafens
Frankfurt-Hahn gemaR § 12 (2) des Luftverkehrsgesetzes (LuftVQG).

Innerhalb dieses Bereiches darf die fir die Baugenehmigung zustdndige Behdrde die
Errichtung von Bauwerken nur mit Zustimmung der Luftfahrtbehdérde genehmigen.
Bauwerke, fir welche die landesrechtlichen Bestimmungen die Einholung einer
Baugenehmigung nicht vorsehen (z.B. Kréane), bedirfen zur Errichtung der Genehmigung
der Luftfahrtbehoérde.

NUTZUNGSSCHABLONE

Art der baulichen Nutzung Art der baulichen Nutzung

Grundflachenzahl Geschossflachenzahl Grundflachenzahl Geschossflachenzahl

0,6 12 0,6 1,2
MaR der baulichen Nutzung| Bauweise MaR der baulichen Nutzung | Bauweise
Il a I 0
Dachform Dachform
Gebéudehdhe (GH) 15°. 40° Gebéudehdhe (GH) 15°- 40°

FH=max. 120 m geneigtes Dach FH=max. 120 m geneigtes Dach

Art der baulichen Nutzung Art der baulichen Nutzung Art der baulichen Nutzung

Grundflachenzahl

Geschossflachenzahl Grundflachenzahl Geschossflachenzahl Grundflachenzahl Geschossflachenzahl

04 0,8 04 0,8 0,6 1,2

MaR der baulichen Nutzung| Bauweise

MaR der baulichen Nutzung| Bauweise
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MaR der baulichen Nutzung| Bauweise

Il 0 Il 0 I

Gebaudehshe (GH)

Dachform

15°- 40°

geneigtes Dach

Dachform Dachform

15°- 40° 15°- 40°

geneigtes Dach geneigtes Dach

Gebaudehdhe (GH)
FH=max. 12,0 m

Gebaudehshe (GH)

FH=max. 10,0 m FH=max. 12,0 m
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HINWEISE

Datengrundlage zum Kataster
Geobasisinformationen der Vermessungs- und Katasterverwaltung Rheinland-Pfalz - (Zustimmung
vom 15. Oktober 2002) - Gibergeben durch die Verbandsgemeinde Kirchberg 05.01.2016.

Ver- und Entsorgungs|eitungen Stadt-Land-plus, Boppard-Buchholz den 26.04.2016

zeichnerische Darstellung gibt nur deren ungefahre Lage wieder.

Larmschutz

Hinsichtlich L&rmschutzmafinahmen vor Fluglérm sind die bewerteten Bauschallddmmmale der Verordnung tiber
bauliche Schallschutzanforderungen nach dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglérm (SchallschutzV) einzuhalten.

Die nachrichtliche Ubernahme der Leitungen erfolgte nach Angaben der jeweiligen Ver-und Entsorgungstrager. Die
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ZEICHENERKLARUNG

VERFAHRENSVERMERKE

Art der baulichen Nutzung

()

MaR der baulichen Nutzung

Mischgebiet

Allgemeines Wohngebiet

z.B. 0,6 Grundflachenzahl
zB. 1,2 Geschossflachenzahl
zB. 1l Zahl der Vollgeschosse
FH maximal zulassige Firsthohe
Bauweise, Baugrenzen
o offene Bauweise
a abweichende Bauweise
e Baugrenze
Verkehrsflachen
StraBenverkehrsflache

Flachen flr Versorgungsanlagen, fur die Abfallentsorgung und
Abwasserbeseitigung sowie fir Ablagerungen

Zweckbestimmung

O Strom

Malnahmen und Flachen zum Schutz, zur Pflege und zur
Entwicklung von Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flachen mit Bindungen fiir Bepflanzungen und fir die Erhaltung von Baumen,
Strauchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewassern

Sonstige Planzeichen
™" Grenze des raumlichen Geltungsbereichs

L des Bebauungsplans

—-—0—00—

Erhaltung Baum

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung
Nachrichtliche Ubernahmen und sonstige Darstellungen
—oe— Katasterlinie, -punkt

72/2 Flurstlicksnummer
Hohenlinie

Bestehende Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen (nachrichtliche Ubernahme)

— oo Wasserleitung, unterirdisch

— Telekomleitung, unterirdisch

S D Stromleitung, oberirdisch

— Stromleitung, unterirdisch

) S Schmutzwasserkanal, unterirdisch

S S Mischwasserkanal, unterirdisch
RW

Regenwasserkanal, unterirdisch
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Marz 2021 (BGBI. | S. 540), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Marz 2023
(BGBI. 2023 | Nr. 88) geandert worden ist

Landesgesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (LUVPG) vom 22.12.2015, GVBI S.
516, zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.03.2018 (GVBI. S. 55).

Landeswaldgesetz (LWaldG) vom 30.11.2000, GVBI. S. 504, zuletzt gedndert am
27.03.2020 GVBI. S. 98.

Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), das zuletzt durch Artikel
1 des Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 5) gedndert worden ist

Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17.03.1998 (BGBI. | S. 502), zuletzt geandert
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25.02.2021 (BGBI. | S. 306).

Bundes-Klimaschutzgesetz (KSG) vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2513), das durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBI. | S. 3905) geandert worden ist.

Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24.11.1998 (GVBI. 1998, S. 365), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 07.12.2022 (GVBI. S. 403)

Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) vom 31.01.1994 (GVBI. 1994, S. 153), zuletzt
geandert durch 8§ 21 des Gesetzes vom 07.02.2023 (GVBI. S. 29)

Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) vom 06.10.2015 (GVBI. 2005, S. 387), neu gefasst
durch Verordnung vom 06.10.2015 (GVBI. 2015, S. 283), zuletzt geandert durch Artikel 8
des Gesetzes vom 26.06.2020 (GVBI. S. 287).

Landeskompensationsverordnung (LKompVO) vom 12.06.2018 (GVBI. 2018, S. 160)
Wassergesetz fur das Land Rheinland-Pfalz (Landeswassergesetz — LWG) in der Fassung
Bekanntmachung vom 14.07.2015 (GVBI. 2015, S. 127), zuletzt geandert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 08.04.2022 (GVBI. S. 118).

Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 23.03.1978 (GVBI. 1978, S. 159), zuletzt geadndert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 28.09.2021 (GVBI. S. 543).
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai
2013 (BGBI. | S. 1274; 2021 |1 S. 123), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes
vom 19. Oktober 2022 (BGBI. | S. 1792) geédndert worden ist.

BundesfernstraRengesetz (FStrG) vom 28.06.2007 (BGBI. I, S. 1206), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2022 (BGBI. | S. 922) geandert worden ist.
LandesstraRengesetz (LStrG) vom 01.08.1977 (GVBI. 1977 S. 273), zuletzt geédndert durch
§ 84 des Gesetzes vom 07.12.2022 (GVBI. S. 413)

Landesgesetz zur Installation von Solaranlagen (LSolarG) vom 30.09.2021 (GVBI. 2021 S.
550).

1 _Aufstellungsbeschluss

Der Ortsgemeinderat der Ortsgemeinde Lautzenhausen hat am 23.09.2015 geméaR § 2 Abs. 1 BauGB
den Aufstellungsbeschluss fiir den Bebauungsplan ,Unterdorf I gefasst.

55483 Lautzenhausen, den 22.07.2023
Ortsgemeinde Lautzenhausen (Siegel) Gez. Corina Velten

Ortshilrgermeisterin

2 Beteiligungsverfahren

a) Der Entwurf des Bebauungsplanes ,Unterdorf II* wurde am 20.04.2022 vom Ortsgemeinderat
der Ortsgemeinde Lautzenhausen gebilligt. Flr die Planung wurde ein beschleunigtes Verfahren nach §
13a BauGB festgelegt.

b) Die Offentlichkeitsbeteiligung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte nach Bekanntmachung vom
11.08.2022 durch 6ffentliche Auslegung der Planunterlagen in der Zeit vom 19.08.2022 bis einschlieBlich
19.09.2022.

Die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemal § 4 Abs. 2 BauGB
erfolgte mit Schreiben vom 11.08.2022 mit einer Frist bis zum 19.09.2022.

Die Wirdigung der hierbei eingegangenen Stellungnahmen gemal § 1 Abs. 7 BauGB erfolgte mit
Beschluss vom 17.05.2023.

55483 Lautzenhausen, den 22.07.2023
Ortsgemeinde Lautzenhausen (Siegel) Gez. Corina Velten

Ortshilrgermeisterin

3 Satzungsbeschluss

Der Bebauungsplanes ,,Unterdorf II* wurde am 17.05.2023 gemaR § 24 GemO und § 10 Abs. 1 BauGB
als Satzung beschlossen.

55483 Lautzenhausen, den 22.07.2023
Ortsgemeinde Lautzenhausen (Siegel) Gez. Corina Velten

Ortsbirgermeisterin

4 Ausfertigung

Es wird bescheinigt, dass die nebenstehende Planzeichnung Gegenstand des
Planaufstellungsverfahrens war, dass die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des
Bebauungsplanes ,Unterdorf [ mit dem Willen der Ortsgemeinde Lautzenhausen (ibereinstimmt und
dass die fiir die Normgebung gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrensvorschriften eingehalten wurden.

55483 Lautzenhausen, den 22.07.2023
Ortsgemeinde Lautzenhausen (Siegel) Gez. Corina Velten

Ortsblrgermeisterin

5 Bekanntmachung, Inkrafttreten

Der Beschluss des Bebauungsplanes ,Unterdorf II* als Satzung ist am 10.08.2023 gemaf § 10 Abs. 3
BauGB ortsiiblich bekannt gemacht worden mit dem Hinweis, dass der Bebauungsplan wéhrend der
Dienststunden bei der Verbandsgemeindeverwaltung Kirchberg (Hunsriick), Marktplatz 5, 55481
Kirchberg, von jedermann eingesehen werden kann.

Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungsplan ,Unterdorf II“ am 10.08.2023 in Kraft getreten.

55483 Lautzenhausen, den 11.08.2023
Ortsgemeinde Lautzenhausen (Siegel) Gez. Corina Velten

Ortshilrgermeisterin
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Verfahren gemaR § 13a BauGB

Bearbeitet im Auftrag der Ortsgemeinde Lautzenhausen, Boppard-Buchholz, Dezember 2015




	Pläne und Ansichten
	BP1510 10_3 Abschrift-Bebauungsplan


